
1) Verordnung des Führers zum Sdiutje der Rüstungswirtschaft vom 
21. März 1942 (RGBl. I, 165).

m) Verordnung über den Schutz der Waffenabzeichen der Wehrmacht 
vom 3. Mai 1942 (RGBl. I, 277).

n) Verordnung zur Sicherung des totalen Kriegseinsatjes vom 25. Au­
gust 1944 (RGBl. I, 184).

o) Polizeiverordnung über das Betreten von Seeschiffen in deutschen 
Häfen vom 16. September 1944 (RGBl. I, 223).

p) Verordnung zur Sicherung des Fronteinsatzes vom 26. Januar 1945 
(RGBl. 1,20).

2. Gleichfalls aufgehoben ist § 1 des Gesetjes zur Änderung des Reichs­
strafgesetzbuchs vom 4. September 1941 (RGBl. I, 549).

Artikel III

Alle in anderen gesetzlichen Bestimmungen enthaltenen Verweisungen 
auf Vorschriften des Strafgesetzbuchs und gesetzliche Bestimmungen, die 
durch Artikel I bzw. Artikel II aufgehoben sind, sowie alle mit dem gegen­
wärtigen Gesetz unvereinbaren Strafvorschriften treten gleichfalls außer 
Kraft.

Artikel IV

Die Aufhebung der in Artikel I und II bezeichneten Vorschriften und 
Bestimmungen setjt frühere Gesetze, die durch die hierdurch aufgehobenen 
Vorschriften und Bestimmungen aufgehoben worden sind, nicht wieder 
in Kraft.

Artikel V

Die Aufhebung der in Artikel I dieses Gesetzes bezeichneten Vorschrif­
ten oder der in Artikel II dieses Gesetzes bezeichneten Geseke und Be­
stimmungen soll den Erlaß weiterer Gesetzgebung, durch die andere Vor­
schriften des Strafgesetzbuchs oder andere strafrechtliche Gesetze auf­
gehoben oder abgeändert werden, in keiner Weise beeinträchtigen.

Artikel VI

Wer eine durch dieses Gesetz aufgehobene Vorschrift oder gesetzliche 
Bestimmung anwendet oder anzuwenden versucht, setzt sich strafrechtlicher 
Verfolgung aus.

Ausgefertigt in Berlin, den 30. Januar 1946.

(Die in den drei offiziellen Sprachen abgefaßten Originaltexte dieses 
Gesetjes sind von B. H. Robertson, Generalleutnant L. Koeltj, Armeekorps- 
General, V. Sokolowskij, General der Armee, und Joseph T. McNarney, 
General, unterzeichnet.)
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